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Gute Regierungsführung ist laut UN General-
sekretär Kofi Annan eines der wichtigsten

Mittel im Kampf gegen die Armut und für eine
nachhaltige menschliche Entwicklung. Aber die
einzelnen Bestandteile guter Regierungsführung
(d.h. Rechenschaft seitens des Staates, recht-
staatliche Institutionen, Partizipation und eine
effektive öffentliche Verwaltung) sind in vielen
Ländern nur schwach entwickelt. Besonders im
arabischen Raum gibt es erhebliche Defizite.
Außerdem stellen die politischen, wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Machtstrukturen in dieser
Region auch ein Problem für die Entwicklungs-
zusammenarbeit dar.
Am ZEF wurde kürzlich eine vergleichende Studie
durchgeführt, die sich mit den Beteiligungsmög-
lichkeiten in Gesetzgebungsverfahren zu wirt-
schaftlichen Reformen in Marokko, Jordanien und
Ägypten befasst hat. In Zusammenarbeit mit dem
„Economic Research Forum“ in Kairo und mittels
drei interdisziplinären Forschungsteams in diesen
Ländern wurden die Rollen der Exekutive, der Par-
lamente und der Zivilgesellschaft analysiert.

Schlussfolgerungen
Probleme im politisch-ökonomischen 

Bereich:

• Die untersuchten Länder leiden unter einer
schwachen wirtschaftlichen Wettbewerbs-
fähigkeit, nicht zuletzt durch ein gering entwi-
ckeltes Humankapital.

• Die Wirtschaftsstrukturen in den drei Ländern
sind trotz neoliberaler Reformpakete nur teil-
weise liberalisiert worden. Besonders proble-
matisch sind staatliche und private Monopole,
die die Wirtschaftspolitik undurchsichtig ma-
chen.

• Der Privatsektor, der hauptsächlich aus zahlrei-
chen informellen Mikro- und Kleinunterneh-
men besteht, leidet unter Produktivitätsmangel
und politisch-organisatorischen Schwächen. So
wird das öffentliche Leben von persönlichen,
anstatt von kollektiven Beziehungen gekenn-
zeichnet.

• Eine direkte Einmischung der Staatsober-
häupter in die Wirtschaftspolitik beschleunigt
die Reformprozesse zwar, aber die Nachhal-
tigkeit dieser Reformen ist fraglich. Es hat sich
eine Koalition von Bürokraten und wirtschaft-
lichen Akteuren gebildet, die sich Reformen
störrisch widersetzt. Außerdem profitiert sie
von der Überregulierung in manchen Sektoren
und/oder von fehlender Regulierung in ande-
ren Bereichen.

• Sparmaßnahmen und fehlgeleitete Beschäfti-
gungs- und Investitionsausgaben resultieren
in eine ungleiche Verteilung sozialer Leistun-
gen. Dies wiederum verursacht eine soziale
Polarisierung.

Mangelnde Partizipation:

• Die Exekutive ist mit den Reformen überfor-
dert. Informelle oder kurzfristige Lösungen,
wie spezielle Industriezonen oder ministeriale
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Der Privatsektor in arabischen Ländern besteht

meist aus Kleinunternehmern. 

Editorial

Wem gehört das Land?
Kann eine Gesellschaft es sich leisten,
Landbesitzer frei entscheiden zu lassen
wie sie ihr Land nutzen? Aber wenn nun
diese Besitzer ihr Land als reines Kapital
ansehen, das bei Bedarf verbraucht wird?
Einige Ökonomen könnten argumentie-
ren, dass diese Sichtweise legitim sei und
Land das Gleiche sei wie das Getreide, das
man darauf pflanzt oder das Vieh, das es
ernährt. Diese Sichtweise lässt aber die
Doppelfunktion, die Land erfüllt, außer
Acht: Land liefert sowohl Güter wie auch
Dienstleistungen für das Ökosystem, wo-
durch sowohl private als auch öffentliche
Belange betroffen sind. Bei der Verteilung
der Landnutzung sollten diese privaten
und gesellschaftlichen Interessen abge-
wogen werden. Hierfür ist ein Dialog zwi-
schen Landbesitzern und Interessengrup-
pen erforderlich. In westlichen Gesell-
schaften – mit sehr intensiven Landwirt-
schaftssystemen – ist dieser Dialog im
vollen Gang. Den Bauern wurde klar ge-
macht, dass der Anspruch auf hochwerti-
gen Boden und hochwertiges Grundwas-
ser der Zuführung von Nährstoffen Gren-
zen setzt. Ein solcher Dialog ist auch mit
den Bauern in Entwicklungsländern not-
wendig. Ein Beispiel dafür ist Äthiopien,
wie in dieser ZEF news dargestellt.
Zur Zeit fehlen adäquate Mittel, um die
Kosten und den Gewinn derzeitiger und
zukünftiger Ökosystemgüter und -leistun-
gen gegeneinander ab zu wägen. Daher
wäre es besser, auf Erhalt der Ökosysteme
zu setzen, auch wenn die Gesellschaft da-
für zahlen muss. Die Schädigung von –
vor allem fragilen – Ökosystemen würde
der Gesellschaft aber auf Dauer mehr
kosten. � Paul Vlek
Der Autor ist Geschäftsführender Direktor
des ZEF.
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Beratungsbüros, die für eine Ankurbelung
der Reformprozesse gegründet wurden, er-
geben eine institutionelle Intransparenz.

• Die Opposition wird von den Staatschefs
schwach gehalten. Dies geschieht durch
bestimmte Wahlsysteme (wie in Jordanien
und Ägypten), freiheitseinschränkende Re-
gulierungen (wie in Ägypten) oder durch
die Einbindung der Opposition auf eine Art
und Weise, die auf Kosten ihrer Glaubwür-
digkeit geht (wie in Marokko).

• Parlamente, die unzählige Wirtschaftsge-
setze ausarbeiten und verabschieden müs-
sen, sind technisch-administrativ überfor-
dert und politisch unterfordert. So sind sie
im Gesetzgebungsprozess weder in der
Lage, die Interessen verschiedener Grup-
pen zu vertreten, noch schaffen sie es, die
Auswirkungen der Wirtschaftsgesetze auf
den Markt zu überprüfen. Nur in wenigen
Fällen (z.B. in Arbeits- oder Familiengeset-
zen) ist das Parlament relativ rege.

• Parlamente haben als legislative Institutio-
nen in den drei Ländern einen schlechten
Ruf. Um dies zu ändern wären viele Verbes-
serungen auf dem Gebiet der Wahlsysteme
und -rechte sowie eine stärkere Rolle politi-
scher Parteien notwendig.

• In den arabischen Ländern ist die Anzahl zi-
vilgesellschaftlicher Organisationen (be-
sonders Unternehmerverbände, Lobby-
gruppierungen und Entwicklungsorganisa-
tionen) in den letzten Jahren stark gewach-
sen. Obwohl sie die Landschaft bereits
existierender staatsnaher Verbände und
Gewerkschaften scheinbar pluralistischer
machen, sind sie – besonders in Ägypten
und Jordanien – meist schlecht organisiert
und politisch zurückhaltend.

• Für viele politische Akteure fehlt der Anreiz,
ihre in der Verfassung verankerten politi-
schen Rechte und Funktionen durchzuset-
zen. Dies bildet ein wiederkehrendes Pro-
blem bei der Implementierung von Regie-
rungsprogrammen. Außerdem reichen die
technischen, administrativen und politi-
schen Kompetenzen verschiedener Akteure
meist nicht aus, um mit komplexen poli-
tisch-ökonomischen Reformprozessen par-
tizipativ umzugehen.

Mangelnde Informations- und 

Wissensbasis:

• Für eine aktive Beteiligung an Gesetzge-
bungsverfahren brauchen die Akteure eine

breite Informations- und Wissensbasis.
Aber auch Kompetenzen in der Daten-
sammlung und in der Entwicklung von In-
dikatoren, Szenarien und Handlungsoptio-
nen sind erforderlich. Diese Kompetenzen
entstehen nur durch ein gut funktionieren-
des Netzwerk von Politik, Markt- und For-
schungsinstitutionen. Genau das fehlt aber
in den drei Ländern, trotz einer ermutigen-
den Entwicklung zahlreicher Informations-
und Wissensstrukturen.

• Die wachsende Zahl von privaten ökonomi-
schen Akteuren (ob lokal oder internatio-
nal) in den betroffenen Ländern hat zu ei-
ner verstärkten Nachfrage nach akkuraten
Wirtschaftsinformationen geführt. Diese
Nachfrage kann jedoch nicht gedeckt wer-
den, da die vielen kleinen und informellen
Familienunternehmen, eine hohe Analpha-
betenrate und die schlechte Bildungsquali-
tät sich negativ auf die Verfügbarkeit von
Informationen und Wissen auswirken.

• Die Medien spielen eine sehr wichtige Rol-
le als Informations- und Wissensvermittler.
Es mangelt jedoch an transparenten Ma-
nagementstrukturen, wodurch die Medien
leicht von der Wirtschaftselite und der Poli-
tik korrumpiert werden können.

Empfehlungen 
Die wirtschaftliche Liberalisierung der arabi-
schen Länder kann nicht nur am Erlass libera-
ler Wirtschaftsgesetze und dem Unterzeich-
nen von Handelsabkommen gemessen wer-
den. Für einen freien, fairen und wettbewerbs-
freudigen Binnenmarkt in diesen Ländern gibt
es noch viel zu tun.
Es ist dringend notwendig, die Produktivität
von kleinen und mittelständischen Unterneh-
men zu fördern. Aber auch die Transparenz
über die Transaktionskosten dieser Unterneh-
men, insbesondere im Bereich des Marketings

und der Arbeits- und Sozialver-
sicherungsverträge, muss verbes-
sert werden. Nur so kann der
Markteffekt unterschiedlicher li-
beraler Gesetze besser einge-
schätzt werden.
Politisch stellen fehlende oder
mangelhafte Gesetze für die freie
Meinungsäußerung und Informa-
tionsfreiheit immer noch ein gro-
ßes Hindernis in den drei Ländern
dar. Auch hier müssen liberale
Gesetze nicht nur erlassen, son-
dern auch umgesetzt werden.
Es ist notwendig, Konsens bilden-

de und Konflikt lindernde Mechanismen zu
fördern. Verschiedene bereits existierende In-
stitutionen wie beispielsweise der Politikrat
der regierenden Partei und Nationalräte für
Menschenrechte und Frauen in Ägypten, kon-
sultative Wirtschaftsräte in Jordanien und das
Sozialdialog-Forum in Marokko sollten ver-
stärkt werden.
Auf der Ebene der Partnerschaft mit Gesetzge-
bungsakteuren empfiehlt sich der weitere Aus-
tausch zwischen europäischen und arabischen
Parlamentariern. Auf parlamentarischer Ebene
könnte außerdem ein unabhängiges Forum zur
Beratung der arabischen Parlamentarier in den
drei Ländern ins Leben gerufen werden.
Die Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit
der Zivilgesellschaft (z.B. mit Unternehmer-
verbänden und Forschungsinstituten), im
Rahmen der EU-MEDA Partnerschaft sollten
mittels entsprechender Gremien verbessert
werden. Auch müssen die arabischen Partner
sich stärker mit anderen lokalen und weniger
kosmopolitischen Zivilgesellschaften vernet-
zen können. Nur dann sickern die gewonne-
nen Kompetenzen nach unten, damit nicht
nur elitäre Partnerschaften mit der Zivilgesell-
schaft entstehen. Ein europäisch-arabisches
Journalistengremium kann sich mit der Infor-
mations- und Wissensgesellschaft befassen
und Lösungskonzepte erarbeiten. Dieses Gre-
mium könnte außerdem mit der neu gegrün-
deten europäisch-arabischen Handelskam-
mer kooperieren. � Noha El-Mikawy

Die Autorin war bis Anfang 2005 Senior Re-
searcher am ZEF. Zur Zeit ist sie Projektleiterin und
Governance Policy Advisor bei der UNDP SURF-AS
in Beirut. Weitere Informationen sind auf der
Homepage www.zef.de zu finden.
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Viele zivilgesellschaftliche Organisationen sind schlecht

organisiert und politisch zurückhaltend. 

Die Studie wurde vom Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) finanziert.
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In der weltweiten Berichterstattung wird der
Konflikt in Darfur als ein Rassenkonflikt zwi-

schen Arabern und Afrikanern dargestellt.
Dabei wird die sudanesische Regierung oft
beschuldigt, die arabischen Janjaweed-Milizen
zu bewaffnen um wahllos schwarze Zivilisten
zu töten. Auch wird die Regierung des Völker-
mordes bezichtigt. Trotz dieser regen Bericht-
erstattung haben wir bisher jedoch nur wenig
über die Hintergründe des Konflikts in Darfur
erfahren. Dieser Artikel soll einen Beitrag dazu
leisten, diese Lücke zu schließen und skizziert
die Geschichte und die zentralen Ursachen des
Konflikts.
Zwar gehören die Konfliktparteien in Darfur
unterschiedlichen ethnischen Gruppen an,
doch sind die Interessen nicht ethnisch ge-
prägt.Vielmehr handelt es sich um einen Kon-
flikt über den Zugang zu Land und Wasser,
der mit einer rassistischen Rhetorik unterlegt
wird.
Für die Entwicklung der Region Darfur unter-
nahm die sudanesische Regierung unter al-
Bashir bisher wenig. Der Bürgerkrieg im Sü-
den verschlang die meisten Ressourcen. In
der Hoffnung, finanzielle Engpässe zu über-
winden, richtete die Regierung ihre Anstren-
gungen hauptsächlich auf Ausbeutung und
Export von Erdöl. Das einzige größere Ent-
wicklungsprojekt in der Region zielte darauf
ab, Darfur mit Zentral-Sudan und Khartum zu

verbinden. Dieses weitgehend von lokalen
Initiativen finanzierte Projekt wurde wegen
Korruptionsvorwürfen gestoppt.
2001 führte Stammesführer Abdel Wahed
Mohamed al-Nur aus der Region Darfur eine
Gruppe an und plante eine bewaffnete Rebel-
lion gegen die Regierung. Er überzeugte die
Milizen anderer Stämme aus Darfur, sich sei-
nem Kampf anzuschließen. Anfangs spielte
die Regierung die Bedeutung dieser Gruppie-
rung herunter. Erst 2003 begann eine der Re-
bellen-Gruppen, die SLA (Sudan Liberation
Army), mit Guerilla-Operationen. Die Regie-
rung antwortete mit der Bombardierung der
Rebellen und rief örtliche Stämme auf, die Re-
bellion niederzuschlagen. Offensichtlich sa-
hen eifrige Rekruten der arabischen Noma-
den hierin eine Gelegenheit, sich Land und
Vieh anzueignen, und das unter der Flagge
staatlich sanktionierter militärischer Opera-
tionen.
Der Krieg in Darfur scheint daher eher ein
Konflikt zwischen politischen Eliten zu sein,
die rücksichtslos große Mengen an wirt-
schaftlichen Ressourcen anhäufen. Die Bevöl-
kerungsmehrheit wurde manipuliert. Ethni-
sche Vorurteile unter ihnen wurden geschürt,
damit sie kämpfen und Gräueltaten begehen.
Zur Verantwortung jeder Regierung gehört es
jedoch, solche Milizen zu entwaffnen und
denjenigen staatlichen Institutionen Macht

zu verleihen, die mit der Aufrechterhaltung
von Frieden und Ordnung betraut sind. Wäh-
rend auf der humanitären Seite inzwischen
zwar Fortschritte erzielt wurden, bewegt sich
bei der Entwaffnung der Milizen nichts. Ur-
sprünglich verleugneten sudanesische Regie-
rungsvertreter die Existenz der Janjaweed-
Milizen, später gaben sie deren Existenz
ebenso zu wie die Probleme, die sich bei der
Entwaffnung dieser Milizen stellten.
Da die sudanesische Regierung inzwischen
Teil des Konflikts geworden ist, kann dieser
nicht mehr auf dem traditionellen Wege der
Schlichtung durch Stammesälteste gelöst
werden.
Auch die beiden bedeutendsten Guerillagrup-
pierungen, die SLA und die JEM (Justice and
Equality Movement) genießen keine interna-
tionale Glaubwürdigkeit als Verhandlungs-
partner, denn sie bieten keine konstruktiven
Lösungen oder langfristigen Strategien an.
Stattdessen betonen die Rebellengruppen im-
mer wieder die Diskriminierung der gesamten
Region als Kriegsgrund.
Die Weltöffentlichkeit hat sich erst sehr spät
und langsam dem eskalierenden Konflikt ge-
widmet, sie war 2003 offensichtlich zu stark
mit dem Irak beschäftigt. Auch der vom
Tschad im September 2003 vermittelte Waf-
fenstillstand scheiterte: Er hielt nur 45 Tage.
Für eine langfristige Lösung des Konflikts
wird die internationale Gemeinschaft also
jetzt agieren und, vertreten durch die Verein-
ten Nationen, den „Ajawid“ (Mediator) spie-
len müssen. Den bisherigen Versprechungen
der internationalen Gemeinschaft sollten
konkrete Taten folgen. Die Entsendung der
Friedenstruppen der Afrikanischen Union (AU)
nach Darfur ist ein erster Schritt, der unter-
stützt werden muss. Friedenssicherung ist
aber politisches Neuland für die AU, zudem
fehlen ihr die logistischen Kapazitäten. Bei ei-
ner Region von der Größe Frankreichs stehen
den AU-Truppen nur wenige Fahrzeuge für
den Überland-Transport zur Verfügung, und
die einzige brauchbare Computerausrüstung,
die sie für die Kommunikation erhielten, kam
mit Software und Anleitungen in deutscher
Sprache, die kein Afrikaner dort versteht. �

Khalid Y. Khalafalla. 

Der Autor war bis Anfang 2005 Researcher am

ZEF. 

Eine ausführliche Fassung des Artikels erschien in

APuZ 04/2005: http://www.bpb.de/publikatio-

nen/J24IUN,0,0,Der_Konflikt_in_Darfur.html

Wer bekämpft wen? Der Konflikt in Darfur

Darfur: Die Spuren des Krieges.
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Eine vom ZEF durchgeführte Vergleichsstu-
die über umgesiedelte und traditionelle

Bauern im äthiopischen Hochland zeigt, dass
letztere bessere Ergebnisse beim Schutz der
Böden erzielen.
Obwohl Erosion und Nährstoffabbau weithin
als ernste Probleme in Afrika betrachtet wer-
den, weiß man wenig über Unterschiede zwi-
schen Anbausystemen. Die Landwirtschaft, ein
Schlüsselsektor der äthiopischen Wirtschaft,
bildet die Lebensgrundlage für über 85 % der
geschätzten 70 Millionen Einwohner. Auf das
äthiopische Hochland entfallen derzeit 88 %
der Bevölkerung und mehr als 90 % der land-
wirtschaftlichen Produktion. Die Bevölkerung
wird sich voraussichtlich in 25 Jahren verdop-
peln. Die Landwirtschaft steht einer immer
größeren Herausforderung gegenüber, die Er-
nährungssicherheit zu gewährleisten.
Die steigende Bevölkerungsdichte in Verbin-
dung mit Rodungen für die Landwirtschaft
hat den auf ursprünglich 40 % geschätzten
Waldanteil auf 2,7 % reduziert. Dies hat au-
ßerdem zu schwerer Bodendegradierung ge-
führt, die die Agrarökosysteme destabilisiert.
Am stärksten betroffen ist das nördliche und
zentrale Hochland, wo jährlich schätzungs-
weise 42 Tonnen fruchtbaren Bodens pro
Hektar bewirtschafteten Landes erodiert wer-
den. Ein beträchtlicher Flächenanteil in diesen
Regionen hat sein Produktionspotential ein-
gebüßt, und in manchen Gegenden ist die De-
gradierung irreversibel.
Um den Nutzungsdruck im degradierten
Hochland zu verringern, hat die Regierung

beschlossen, Menschen in das dünn
besiedelte südwestliche Hochland
umzusiedeln. In den letzten Jahr-
zehnten wurden einige Tausend
Haushalte in das südwestliche Hoch-
land umgesiedelt. Das ZEF hat, in
Zusammenarbeit mit EARO (Ethiopi-
an Agricultural Research Organizati-
on) und mit finanzieller Unterstüt-
zung durch den DAAD eine Studie in
einem dieser Umsiedlungsgebiete
durchgeführt. Ziel war, die Auswir-
kungen der Umsiedlungen auf die
natürlichen Ressourcen zu untersu-
chen. Die Studie untersuchte die bio-
physikalischen Prozesse der Res-
sourcendegradierung, das Bewusst-
sein der Bauern dafür sowie die Anpassungs-
strategien, die sie entwickelten. Die Studie
basiert auf vergleichenden Erhebungen und
Analysen zweier Anbausysteme: von den
Siedlern eingeführter, extensiver Getreidean-
bau sowie traditionelle, intensive Dauerkultu-
ren. Ziel der Studie war, Anleitungen zur
nachhaltigen Landnutzung für politische Ent-
scheidungen vor Ort zur Verfügung zu stellen.
Daten, die aus einem panchromatischen Luft-
bild von 1967 und Satellitenbildern (Landsat)
von 1987 und 2001 abgeleitet wurden, ver-
deutlichen, dass die Landnutzungs- und -be-
deckungsveränderungen schwerwiegend sind
und dynamischer in Gebieten mit dem neu
eingeführten Anbausystem als in denjenigen
mit den traditionellen Kaffee-Anbausystemen.
Während die bewirtschaftete Fläche im tradi-

tionellen Kaffeesystem um 27 ha jährlich zu-
nimmt, von denen 15 ha auf Kosten des natür-
lichen Waldes gehen, sind es im neu einge-
führten System 42 ha bzw. 27 ha. Diese Ent-
waldungsrate ist alarmierend und verlangt
nach einer genaueren Überprüfung sowie ei-
ner Anpassung der Politik.
Unter Ausnutzung der Strahlung von Cäsium-
Isotopen (137Cs) aus Atomtests in den 60er
Jahren, die in der Biomasse enthalten sind,
wurde eine Chronosequenz von Feldern im
Umsiedlungsgebiet um Shomba untersucht
und mit Feldern des Kaffeeanbaugebietes Mi-
chiti verglichen. Die Ergebnisse aus dem Um-
siedlungsgebiet weisen eine gute Korrelation
zwischen dem Verlust an 137Cs und der Be-
wirtschaftungszeit auf, was auf eine sich mit
der Zeit fortsetzende Erosion hindeutet. Die
Daten zeigen weiterhin, dass 137Cs, und da-
mit Bodenmaterial, in den oberen Hangberei-
chen abgetragen und am Hangfuß akkumu-
liert wird. Ein Vergleich der Erosionsrate zwei-
er älterer Felder (Bewirtschaftungszeit ca. 60
Jahre) ergab einen dreifach höheren Boden-
abtrag in den getreidebasierten Anbausyste-
men der Siedler (20–30 t ha-1 a-1) als in den
kaffeebasierten Systemen der ursprünglichen
Bevölkerung (5–8 t ha-1 a-1). Die von den
Siedlern eingeführten Anbausysteme haben
also eine stärkere erosive Wirkung als die tra-
ditionell in der Region angewandten. Dies
könnte politische Implikationen haben.
Im zweiten Teil der Studie wurden Nährstoff-
verluste untersucht. Die umfangreiche Bepro-
bung und Analyse der Oberböden (0–30 cm)
ergab, dass die Bodenfruchtbarkeit in den neu
besiedelten Gebieten mit zunehmender Be-
wirtschaftungsdauer zurückging, besonders

Neu ist nicht immer besser: Bodendegradierung in Äthiopien

Stark degradierte Kulturlandschaft in Tigray, Nord-

Äthiopien.

Umsiedlungen und die Ausdehnung der Bewirtschaftung gefährden die Bergwälder in

Südwest-Äthiopien.
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im ersten Jahrzehnt. Nach ungefähr 60 Jahren
hatte die Bodenfruchtbarkeit in den getreide-
basierten Systemen mit einem Rückgang der
meisten Nährstoffe um 11–40 % weitaus
stärker abgenommen als in den Dauerkultur-
systemen. Diese hatten lediglich einen ver-
nachlässigbaren Einfluss auf den Nährstoff-
gehalt der Böden, was auf einen hervorragen-
den Nährstoffkreislauf durch die Vegetation
schließen lässt.
Schließlich wurde untersucht, wie die Bauer
die Situation wahrnehmen. Erosionsprobleme
wurden von einer Mehrheit der Siedler (68
%), jedoch lediglich von einer Minderheit der
traditionellen Bauern (33 %) wahrgenom-
men. Dies stimmt mit dem tatsächlichen Aus-
maß der Erosionsproblematik in den Anbau-
systemen überein. Interessanterweise ist das
Bewusstsein für den Rückgang der Boden-
fruchtbarkeit bei Siedlern und ursprünglichen
Bewohnern gleich hoch (70–80 %), obwohl

dieses Problem hauptsächlich die Siedler be-
trifft. Um die wichtigsten sozialen und bio-
physikalischen Faktoren zu erklären, die das
Bewusstsein bestimmen, das Bauern von der
Bodendegradierung haben, wurde eine logis-
tische Regression verwendet. Das Problembe-
wusstsein bezüglich der Bodenerosion ist
offensichtlich von der Erfahrung mit und Teil-
nahme an Anti-Erosions-Programmen abhän-
gig. Der Hauptindikator für den Nährstoff-
abbau scheint für die Bauern dagegen der
Produktionsrückgang zu sein.
Bauern in beiden Gebieten machen ähnliche
Beobachtungen über die Ursachen der Bo-
dendegradierung und berichten von den glei-
chen Hauptmaßnahmen, sie zu verhindern.
Das Bewusstsein der Bauern für Bodendegra-
dierung hängt nicht allein von dem verwen-
deten Anbausystem ab, sondern ebenfalls von
Topographie, Alphabetisierung, Zugang zu In-
formationen, Sicherheit der Besitzansprüche

und Ausbildung und Teilnahme an Boden-
und Wasserschutzprogrammen. Aber auch
wenn sie über ausreichendes Wissen verfü-
gen, sind ihre Handlungsmöglichkeiten durch
Mangel an geeigneten Technologien und Er-
fahrungen sowie durch einen Mangel an Ar-
beitskraft ernsthaft eingeschränkt.
Diese Ergebnisse stellen den Sinn des Um-
siedlungsprogramms in Frage. Das Programm
könnte in den Zielgebieten eher eine Bedro-
hung als eine Lösung der Landdegradierungs-
problematik darstellen. Besonders dann,
wenn den Siedlergemeinschaften kein besse-
res Know How und adäquate Technologien
vermittelt werden, um ihre neue Umwelt
nachhaltig zu nutzen. �

Merkuria Argaw und Paul Vlek.

Merkuria Argaw hat seine Dissertation am ZEF ab-
solviert, Paul Vlek war sein Doktorvater.
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ZEF news: Frau Gerke – Willkommen im

ZEF! Als kleiner Service für diejenigen, die

Sie noch nicht kennen: Könnten Sie sich

bitte kurz vorstellen?

Solvay Gerke: Ich habe Soziologie in Göt-
tingen, Hamburg und Bielefeld studiert.
Während meines Studiums in Hamburg,
habe ich angefangen, mich für Südostasien
zu interessieren, wobei ich schwerpunkt-
mäßig über Entwicklungsprobleme Indo-
nesiens, Malaysias und Singapurs gearbei-
tet habe. Nach meinem Magister in Sozio-
logie und Austronesischen Sprachen und
Kulturen im Jahr 1985, setzte ich meine
Studien und auch meine akademische Kar-
riere mit Schwerpunkt Entwicklungssozio-
logie an der Fakultät für Soziologie der
Universität Bielefeld fort, bis ich 1997 als
Professorin für Südostasienwissenschaft
an die Universität Bonn berufen wurde. Ich
habe Feldforschungen in Indonesien und
Malaysia durchgeführt, an Forschungsinsti-
tuten in Malaysia und Singapur gearbeitet
und als Dozentin an Universitäten in Indo-
nesien, Malaysia und Vietnam unterrichtet.

Welche akademischen und praktischen Er-

fahrungen möchten Sie im Rahmen Ihrer

Arbeit am ZEF einbringen?

Solvay Gerke: Ich bin Soziologin mit dem
Schwerpunkt Entwicklungs- und Kulturso-
ziologie sowie Gesellschaftstheorie. Ich
habe mich immer für die Auswirkungen
von Globalisierung auf die Lebensbedin-
gungen der Menschen in Entwicklungslän-

dern interessiert. Gegenstand der Untersu-
chungen waren vor allem die Auswirkun-
gen von strukturellen Veränderungen auf
der Makroebene – zum Beispiel die Einfüh-
rung der Marktwirtschaft – und deren Aus-
wirkungen auf die Mikroebene. Dabei habe
ich sowohl über globale Konsumkultur und
die Entstehung von Mittelschichten gear-
beitet, wie über die Umsetzung von Ent-
wicklungsprogrammen zur Armutsbekämp-
fung. Ein weiterer Schwerpunkt meiner For-
schung gilt der Globalisierung von lokalem
Wissen. In den letzten zehn Jahren war ich
regelmäßig als Gutachterin für nationale
und internationale Entwicklungsorganisa-
tionen tätig und konnte dabei praktische
Erfahrungen sammeln. Ich habe Freunde im
BMZ und bei der GTZ, mit denen ich mich
regelmäßig austausche.

Wie ist ZEFa Ihrer Meinung nach für die Zu-

kunft aufgestellt und was ist Ihr Eindruck

von der Arbeit in der Abteilung?

Solvay Gerke: Die drei Forschungsgruppen
von ZEFa arbeiten erfolgreich. Die Gruppe
Governance and Conflict hat gerade eine
beträchtliche Forschungsförderung von der
Volkswagen Stiftung erhalten und Dr.
Schetter ist einer der führenden Afghanis-
tan-Experten in Deutschland. Die Gruppe
Natural Resources mit Dr. Mollinga bringt
sozialwissenschaftliche Expertise in die in-
terdisziplinären Projekte in Usbekistan, in
Ghana und zum Kaffee-Projekt in Äthio-
pien ein. Die Gruppe Culture, Knowledge
and Development hat unter der Leitung
von Prof. Evers gerade ein großes DFG-Pro-
jekt über Knowledge Governance abge-
schlossen. Damit haben sich die drei For-
schungsgruppen in der internationalen
Forschungsarena sehr gut plaziert. ZEFa ist
ein unentbehrlicher Teil im interdisziplinä-
ren Dreieck von ZEF und hat zum Erfolg der
laufenden Forschungsprojekte maßgeblich
beigetragen. In allen Bereichen der Ent-
wicklungsforschung, besonders in jenen
mit naturwissenschaftlichem Schwerpunkt,
wird die Bedeutung sozialwissenschaftli-
cher Expertise immer stärker erkannt und
anerkannt. Somit wird der Beitrag, den

ZEFa in der Erforschung der Auswirkungen
globaler Veränderungen leisten wird, noch
wichtiger werden.

Welche Schwerpunkte möchten Sie für die

künftige Arbeit der Abteilung setzen?

Solvay Gerke: Derzeit arbeite ich, gemein-
sam mit Kollegen, an der Entwicklung ei-
nes Forschungsprojekts über die Steuerung
von kultureller und biologischer Diversität.
Das Projekt wird sich mit Entwicklungs-
möglichkeiten und -risiken, der Umsetzung
von Diversitätspotenzialen zur Armuts-
reduzierung, sozialer und geschlechtlicher
Gleichberechtigung und ökologischer Nach-
haltigkeit beschäftigen. Als Professorin für
Südostasienwissenschaft und Direktorin
des Instituts für Orientalische Sprachen
war ich sehr stark in die Lehre und die Be-
treuung von Magistranden und Doktoran-
den eingebunden. Auch am ZEF ist „Capa-
city building“ durch das internationale
Doktorandenprogramm eine Priorität. In
Kooperation mit Kollegen der philosophi-
schen Fakultät soll die Betreuung der Dok-
toranden von ZEFa stärker an die Universi-
tät Bonn, die sich ja als Forschungsuniversi-
tät mit hohen Ansprüchen und Ambitionen
definiert, angebunden werden. Ausgehend
von meinem akademischen und praxisbe-
zogenen Hintergrund werde ich mich da-
rum bemühen, die Zusammenarbeit zwi-
schen ZEF und nationalen sowie interna-
tionalen Entwicklungsorganisationen zu
stärken. Die Forschungsprojekte sollen
sich mit Entwicklungsstrategien und mit
Entwicklungsforschung als akademischer
Disziplin beschäftigen. ZEF sollte eine füh-
rende Rolle in der Erarbeitung von Ent-
wicklungskonzepten, in der Planung von
Entwicklungsstrategien und in der Praxis
der interdisziplinären Forschung spielen.
Mein Ziel ist somit sozialwissenschaftliche
Grundlagenforschung mit praktischer Re-
levanz innerhalb des interdisziplinären
Settings des ZEF durchzuführen. Dies soll
aber mit klarer Ausrichtung auf Theorie-
und Strategieentwicklung in der Entwick-
lungsforschung statt finden. �

Das Interview führte Bernd Kuzmits vom ZEF.

Viewpoint 
Frauenpower am ZEF: Interview mit der neuen Direktorin der Abteilung
‚Politischer und Kultureller Wandel’
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Viele Entwicklungsländer haben seit 1995
aktiv an bilateralen und multilateralen

Handelsgesprächen teilgenommen, haupt-
sächlich um der Welthandelsorganisation
(WTO) beitreten zu können. Trotz dieser Ent-
wicklungen ist noch wenig über die Auswir-
kungen von Protektionsmaßnahmen im Land-
wirtschaftssektor bekannt. Mit dem Ziel, in
ausgewählten Ländern Asiens Agrarpolitiken
nachzuvollziehen und den Schutz für land-
wirtschaftliche Produkte besser abschätzen zu
können, hat das International Food Policy
Research Institute (IFPRI) in Kooperation mit
dem ZEF ein Projekt gestartet, das die For-
schungslücke schließen und eine Grundlage
für künftige handelsbezogene Analysen schaf-
fen soll. Die Gesellschaft für Technische
Zusammenarbeit (GTZ) hat das Projekt finan-
ziell unterstützt.
Um Protektion abschätzen zu können, wer-
den zunehmend Produzentensubventions-
äquivalente (PSEs) berechnet. Diese Methode
wird von der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
verwendet. Für die OECD-Länder und seit kur-
zem auch für viele Transformationsländer
werden die PSEs jährlich neu ermittelt. Die
Anwendung dieser Methode auf Entwick-
lungsländer bringt eine Reihe von Herausfor-
derungen mit sich. So können hohe Transak-

tionskosten oder Qualitätsunterschiede zwi-
schen einheimisch und international gehan-
delten Gütern zu inadäquaten PSEs führen.
Deshalb müssen länderspezifische Anpassun-
gen von Referenzpreisen zur Berechnung von
Protektionsmaßen vorgenommen werden.
Im Rahmen des Projektes wurden Studien
über Indien, Indonesien und Vietnam erarbei-
tet, die Analysen über die Entwicklung der
landwirtschaftlichen Situation und Politik seit
Mitte der 1980er Jahre beinhalten.

Empirische Ergebnisse 
aus Vietnam
Vietnam hat sich seit 1986 infolge von zahl-
reichen ökonomischen und handelspoliti-
schen Reformen von einem zentral geplanten
System hin zu einem marktwirtschaftlichen
System entwickelt. Erste positive Reformer-
gebnisse wurden in den frühen 90er Jahren
sichtbar, als die Armut sank und der landwirt-
schaftliche Sektor anfing zu wachsen und ein-
drucksvolle Wachstumsraten im Export erziel-
te. Hier stellt sich die Frage, zu welchem Grad
unterstützende Maßnahmen zu diesem
Wachstum beigetragen haben. Es zeigte sich,
dass die meisten Agrarprodukte in den 80er
Jahren bis Mitte der 90er Jahre besteuert wa-
ren. Dies war hauptsächlich zurückzuführen
auf Ineffizienz in der Produktion und Verar-

beitung landwirtschaftlicher Güter. Aber auch
die Dominanz und Monopolstellung des
staatseigenen Sektors, restriktive handelspo-
litische Maßnahmen wie Kontingente und Li-
zenzen für den Import und Export sowie ver-
zerrte Märkte und Preise im Land spielten
eine wichtige Rolle.
Der inländische Reformprozess und die Öff-
nung der Wirtschaft seit den frühen 90er Jah-
ren beeinflusste die Lücke zwischen einheimi-
schen und internationalen Preisen. Es scheint,
dass in der vergangenen Dekade die Land-
wirtschaft in Vietnam zunehmend unterstützt
wurde. Allerdings ist das Protektionsniveau
verglichen mit anderen Ländern niedrig. Die
detaillierten Ergebnisse über die Schlüssel-
produkte und den Agrarsektor allgemein sind
besonders bedeutend für Vietnam, da es die
Verhandlungen über den Beitritt zur WTO vo-
rantreibt. � Ulrike Grote und David Orden

Ulrike Grote (ZEF Senior Researcher) koordiniert
das Projekt am ZEF und David Orden bei IFPRI (In-
ternational Food Policy Research Institute in
Washington).

Agrarpolitische Maßnahmen in Entwicklungsländern Asiens

Facts & news
� � � ZEF und INERA verstärken Koopera-
tion in Burkina Faso
Das Zentrum für Entwicklungsforschung und
das Institut für Umwelt- und Agrarforschung
(INERA) in Burkina Faso haben ihre Zusam-
menarbeit intensiviert. Das Zentrum für For-
schung und wissenschaftliche Bildung (CFRS)
in Dano, bisher Ausgangsbasis für viele For-
scher der beiden vom BMBF geförderte Pro-
jekte GLOWA-Volta und BIOTA West Afrika,
wurde erweitert und erneuert. Das CFRS wur-
de finanziert von der Dreyer Stiftung und ist
jetzt mit ausgezeichnetem technischem Equip-
ment und mit höchst modernen Arbeitsbedin-
gungen für 20 Personen ausgestattet.
Etwa 250 Menschen wohnten der offiziellen
Eröffnungszeremonie in Dano im Dezember
2004 bei. Unter ihnen waren: der Minister für
Bildung und Forschung von Burkina Faso, Herr

Laya Sawadogo, der Direktor der Dreyer Stif-
tung, Dr. Gisbert Dreyer, und Professor Paul
Vlek, Geschäftsführender Direktor vom ZEF.
Am 22.3.2005 hat der TV-Sender 3sat in seinem
Programm „nano“ über das Zentrum und das
GLOWA-Volta-Projekt berichtet.

Kurz notiert
� � � Zu dem Thema „Die Rolle von Labelling
in Governance von internationalem Handel“
trafen sich 30 Vertreter von Wissenschaft, inter-
nationalen Organisationen, der Privatwirtschaft
und Regierungsbehörden am 18. und 19. März
2005 im ZEF.
Besonderer Fokus war die Wirtschaftsperspek-
tive der Entwicklungsländer. Die Konferenz
wurde organisiert von Ulrike Grote (ZEF), Nan-
cy Chau (Cornell Universität, USA) und Arnab
Basu (William and Mary College, UK).

Die im Rahmen dieses Projektes produzierten
fünf Diskussionsbeiträge sind verfügbar unter
www.ifpri.org und die Studie über Vietnam
unter www.zef.de.

Über 250 Menschen wohnten der Eröffnung

des neuen Forschungszentrums bei.



Über das Thema „Integrated Assessment of
Water Resources and Global Change: A

North-South Analysis” diskutierten 130 Teil-
nehmer aus 29 Ländern auf einer internatio-
nalen Konferenz vom 23. bis 25. Februar 2005
in Bonn. Hauptorganisatoren waren das Glo-
bal Water System Project (GWSP) und das vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) geförderte GLOWA-Volta-Projekt, die
beide im Zentrum für Entwicklungsforschung
(ZEF) angesiedelt sind.
Professorin Malin Falkenmark vom Internatio-
nalen Wasserinstitut in Stockholm forderte in
ihrer Eröffnungsrede ein Umdenken, um das
Hungerproblem des 21. Jahrhunderts wirksam
zu bekämpfen. Auch betonte sie die Notwen-
digkeit, den Schwerpunkt beim Wassermana-
gement vom ‘blauen’ zum ‘grünen’ Wasser zu
verlagern. Grünes Wasser bezeichnet das Was-
ser, das für die Produktion von Nahrungsmit-
teln verwendet wird.
Falkenmark wies darauf hin, dass die wach-
senden Konsumansprüche des Nordens im
Süden einen Wassermangel verursachen. Vor
allem in trockenen Gebieten bildet der kon-
kurrierende Wasserbedarf ein Dilemma für die
Ernährungssicherung. Neue Untersuchungs-
ergebnisse zeigen, dass Nahrungsmittelim-
porte für betroffene Länder dieser Gegenden
wichtig sein können, besonders im Mittleren
Osten und Nordafrika. Wasser, das sonst für
die Produktion von Nahrungsmitteln einge-
setzt würde, kann dann für andere Zwecke
wie die Trinkwasserversorgung verwendet
werden. Andere Länder müssen lernen, die
Wasserknappheit durch ein besseres Ma-
nagement ihrer verfügbaren Wasserressour-
cen und ihres Wasserbedarfs zu bewältigen.

Laut Falkenmark sei dazu eine neue Genera-
tion von Wasserexperten notwendig. Diese
sollten in der Lage sein, Wasseraspekte in
Landnutzungsfragen besser zu integrieren.
Was die Wasserverfügbarkeit und -qualität
angeht, ist die Kluft zwischen Nord und Süd
immer noch groß. Das gleiche gilt für die An-
wendung wissenschaftlicher Lösungen. Da-
rum haben sich Forschungsprojekte wie das
GLOWA-Volta-Projekt zum Ziel gesetzt, Aus-
und Weiterbildungsmöglichkeiten auf lokaler
Ebene auf- und auszubauen. Eine enge Zu-
sammenarbeit mit den Partnern vor Ort ist da-
her nach Einschätzung des GLOWA Volta Pro-
jektleiters und Geschäftsführers des ZEF, Pro-
fessor Paul Vlek, unabdingbar. Seiner Mei-
nung nach sollten Wissenschaftler die Rolle
von Vermittlern übernehmen und den Part-
nern vor Ort eher wissenschaftliche Ergebnis-
se vorstellen als Entscheidungsrichtlinien auf-
drängen. Hierdurch könnte auch eine Brücke
zwischen Wissenschaftlern und Politikern ge-
schlagen werden.

Auf der Konferenz wurden auch neue Modell-
ansätze vorgestellt, die es erlauben, natürliche
und menschliche Prozesse mit einander zu
verbinden und damit besser zu verstehen. Eric
Craswell, Geschäftsführer des Global Water
System Project (GWSP), wies auf die große Be-
deutung hin, neue wissenschaftliche Ansätze
und praktische Methoden zu kombinieren.
Die Konferenz machte deutlich, dass keine zu-
frieden stellenden Antworten und anwendba-
ren Lösungen auf lokaler Ebene gefunden
werden können, solange die globale Skala
nicht berücksichtigt wird. Außerdem können
durch die zunehmende internationale Zusam-
menarbeit von Wasserforschungsprogram-
men globale Beobachtungssysteme effektiver
dafür eingesetzt werden, den globalen Klima-
wandel vorherzusagen. �
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Wissenschaft und Politik reichen sich das Wasser in Bonn

Über 130 Teilnehmer aus 29 Ländern nahmen

an der Konferenz teil.

Die Konferenz wurde finanziell von UNESCO,
BMBF, der Landesregierung NRW sowie IN-
WENT (Internationale Weiterbildung und Ent-
wicklung gGmbH) unterstützt.

Virtuelles Wasser spielte eine wichtige Rolle in den Diskussionen. 


